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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


— — . — — . — — 
Nr. 50 Ausgegeben Danzig, den 3. Auguſt 1932 


Inhalt: Zweite Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der ZwangsvollſtreckunF g S. 657 
Zweite Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vom 19. Januar 19ͥ )))) ee S. 660 
109 Zweite Verordnung 


über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung. 
Vom 3. 8. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 1, 26, 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Artikel II der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 19. 
Januar 1932 (G. Bl. S. 91) wird wie folgt geändert und ergänzt: 
1. Im 8 5 wird: . 
a) der bisherige Abſatz IV dem Abſatz III als Satz 3 angefügt, 
b) folgende Vorſchrift als Abſatz IV eingeſtellt: 

„IV Die einſtweilige Einſtellung kann auch mit der Maßgabe angeordnet werden, 
daß ſie außer Kraft tritt, wenn der Schuldner die während der Einſtellung fällig werdenden 
wiederkehrenden Leiſtungen nicht binnen zwei Wochen nach Eintritt der Fälligkeit bewirkt. 
Wird die Zwangsverſteigerung von einem Gläubiger betrieben, deſſen Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld innerhalb des Verſteigerungswerts ſteht, ſo darf das Gericht von einer Anordnung 
gemäß Satz 1 nur inſoweit abſehen, als dies nach den beſonderen Umſtänden des Falles 
zur Wiederherſtellung einer geordneten wirtſchaftlichen Lage des Schuldners geboten und für 
den Gläubiger unter Berüdjihtigung feiner geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe, insbeſon⸗ 
dere ſeiner eigenen Zinsverpflichtungen, erträglich erſcheint. Das Gericht kann auch anordnen, 
daß der Schuldner Zahlungen auf Riiditande wiederkehrender Leiſtungen zu beſtimmten Ter- 
minen zu bewirken hat und daß die Einſtellung außer Kraft tritt, wenn dieſe Zahlungen 
nicht rechtzeitig geleiſtet ſind.“ 

2. Im 8 6 werden: 
a) im Abſatz! die Worte „von zwei Wochen“ durch die Worte „von vier Wochen“ erſetzt, 
b) im Abſatz IV hinter dem Semikolon die Worte „vor der Entſcheidung iſt der Antrags» 
gegner zu hören“ eingefügt. 
3. § 7 erhält folgende Faſſung: 

„J War die Zwangsverſteigerung gemäß § 5 oder auf Bewilligung des betreibenden 
Gläubigers oder auf Anordnung des Prozeßgerichts eingeſtellt, fo kann fie auf Antrag des Schuld⸗ 
ners nach den Vorſchriften des $ 5 erneut eingeſtellt werden. 

Il Die erneute Einſtellung ijt unzuläſſig, wenn der Schuldner bereits bei Inkrafttreten der 
Verordnung vom 19. Januar 1932 mit wiederkehrenden Leiſtungen für den Zeitraum von ſechs 
Monaten im Rückſtande war und bis zur Stellung des Antrags auf Fortſetzung des Verfahrens 
dieſe Rückſtände nicht bezahlt hat. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für landwirtſchaftliche Betriebe, bei 
denen die Nichterfüllung dieſer Verbindlichkeiten auf der Anordnung der Sicherungsverwaltung 
beruht. De 

III Der Antrag auf erneute Einſtellung it nur bis zum Ablauf einer Notfrift von vier Wochen 
nach Zuſtellung des Beſchluſſes zuläſſig, durch den die Fortſetzung des Verfahrens angeordnet 
wird. Die Vorſchriften des $ 6 Abſatz II bis IV gelten entſprechend. 
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IV Die erneute Einſtellung der Zwangsverſteigerung gemäß Abſatz I iſt nur einmal zu⸗ 
läſſig.“ 


. $ 8 erhält folgende Faſſung: 


"Sit die Zwangsverſteigerung gemäß § 5 oder $ 7 einſtweilen eingeſtellt, Jo beginnt die im 
$ 31 Abjak II des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vorgeſehene Friſt mit dem Zeitpunkte, bis zu 
dem die Einſtellung angeordnet war.“ 


Hinter $ 9 werden folgende Vorſchriften als $$ 9a, 9b und ge eingeſtellt: 


„Ss ga 
I Iſt die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks zum Zwecke der Aufhebung einer Gemein- 
ſchaft angeordnet, ſo iſt auf Antrag eines Miteigentümers die einſtweilige Einſtellung auf die 
Dauer von längſtens ſechs Monaten anzuordnen, wenn dies bei Abwägung der widerſtreitenden 
Intereſſen der mehreren Miteigentümer angemeſſen erſcheint. 
II Eine einmalige Wiederholung der Einſtellung iſt zuläſſig. 
III Die Vorſchriften des $ 6 und des § 7 Abſatz III finden entſprechende Anwendung. 
§ 9b 
I Befindet ſich der Schuldner in Konkurs, fo ijt auf Antrag des Konkursverwalters das Ver- 
fahren einſtweilen einzuſtellen, wenn anzunehmen iſt, daß durch die Verſteigerung die angemeſſene 
Verwertung der Konkursmaſſe vorausſichtlich weſentlich erſchwert werden würde, oder wenn ein 
Zwangsvergleichsvorſchlag eingereicht iſt. Der Antrag iſt jedoch abzulehnen, wenn die einſtweilige 
Einſtellung dem Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil bringen würde. Das Verfahren 
iſt auf Antrag des Gläubigers fortzuſetzen, wenn der Konkursverwalter zuſtimmt oder die im 
Satz 2 bezeichnete Vorausſetzung eingetreten oder das Konkursverfahren beendet iſt. 
II Die Vorſchriften des § 6 Abſatz II bis IV gelten entſprechend. 
III Die im 8 31 Abſatz 2 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vorgeſehene Friſt beginnt mit der 
Beendigung des Konkursverfahrens. g 
§ 9c 
War die Zwangsverſteigerung einſtweilen eingeſtellt, fo ſoll bei der Fortſetzung des Verfah⸗ 
rens der Zeitraum zwiſchen der Anberaumung des Termins und dem Termine nicht mehr als 
ſechs Wochen betragen. Der Verſteigerungstermin iſt in dieſem Falle gemäß § 43 Abſatz 1 des 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes nur dann aufzuheben und von neuem zu beſtimmen, wenn die 
Bekanntmachung der Terminsbeſtimmung nicht zwei Wochen vor dem Termine bewirkt iſt.“ 


. Der $ 10 wird wie folgt geändert: 


a) die Eingangsworte bis zum Komma erhalten folgende Faſſung: 
„Die Vorſchriften der §§ 1 bis 9, 9a, 9b und 9c finden keine Anwendung.“ 
b) folgende Vorſchrift wird als Buchſtabe c) eingefügt: 
„e) wegen der Anſprüche, auf die die Verordnung zur Sicherung der Frühjahrsdüngung 
und Saatgutverſorgung vom 1. April 1932 (G. Bl. S. 195) in der Faſſung der Verord, 
nungen vom 5. April und 24. Juni 1932 (G. Bl. S. 195 und 401) Anwendung finden. 


Hinter $ 10 wird folgende Vorſchrift als $ 10a eingeſtellt: 

„Das Verſteigerungsgericht ſoll den Schuldner in dem Beſchluß, durch den die Zwangsver— 
ſteigerung angeordnet oder der Beitritt zu dem Verfahren zugelaſſen wird, darauf hinweiſen, daß = 
nach der Verordnung vom 19. Januar 1932 und dieſer Verordnung die Möglichkeit hat, die 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung binnen einer Friſt von vier Wochen nach Zuſtellung des 
Beſchluſſes bei dem Gericht zu beantragen.“ 


$ 13 erhält folgende Faſſung: N 
„Die Vorſchriften der $$ 573, 574, 1123, 1124 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Gleich gesetz 
1896 S. 195, 1915 S. 327) und des $ 21 der Konkursordnung (Reichsgeſetzbl. 1898 S. 612, 19 


S. 327) find, foweit fie die Wirkſamkeit von Verfügungen und Rechtsgeſchäften in Anſehung von 


Miet- und Pachtzinsforderungen gegenüber dem Erwerber des Grundſtücks, den Hypothekengläu 
bigern und der Konkursmaſſe betreffen, mit der Aenderung anzuwenden, daß die in ihnen on 
ten Verfügungen und Rechtsgeſchäfte nur für den laufenden Kalendermonat und, wenn das per 
den genannten Vorſchriften maßgebende Ereignis (der Uebergang des Eigentums, die 1 
von dem Eigentumsübergang, die Beſchlagnahme oder die Konkurseröffnung) nach dem e vids 
zehnten Tage des Monats eingetreten iſt, für den folgenden Kalendermonat wirkſam find. 


10. 


nach den 88 14a und 14b zuſtehenden Rechte verzichten. 


9. 


1 wird: N 
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§ 14 erhält folgende Faſſung: 

„Die Vorſchriften der SS 5 bis 7 finden auf landwirtſchaftliche Grundſtücke mit folgender 
Maßgabe Anwendung: 

I Auch wenn die im $ 5 Abſatz III bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, iſt dem Antrag 
auf einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung gemäß § 5 oder auf erneute Einſtellung ge 
mäß $ 7 für die Zeit bis zum 31. Dezember 1932 ſtattzugeben, wenn die ordnungsmäßige Fort⸗ 
führung des Betriebes und die Einbringung der Ernte bei der Betriebsführung durch den Schuld— 
ner gewährleiſtet erſcheinen. Der Sicherungsſtelle und unteren Verwaltungsbehörde iſt vor der Ent⸗ 
ſcheidung Gelegenheit zur Außerung zu geben. a 

II Für die Zeit bis zum 30. September 1932 dürfen Anordnungen der im § 5 Abſatz IV 
bezeichneten Art nicht getroffen werden. 

III Wird eine bis zum 30. September 1932 einſtweilen eingeſtellte Zwangsverſteigerung ge⸗ 
mäß $ 7 erneut eingeſtellt, fo hat die Zahlungsauflage gemäß § 5 Abſatz IV Satz 1, 2 auch die in 
der Zeit vom 25. Auguſt bis zum 30. September 1932 fällig werdende Rate wiederkehrender 
Leiſtungen zu umfaſſen; den Zeitpunkt, bis zu dem dieſe Rate zu entrichten iſt, beſtimmt das 
Gericht.“ 


Hinter $ 14 werden folgende Vorſchriften als $$ 14a, 14 b, 14c, 14d Pr 14e eingeſtellt. 
58 14a 


I Eine Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung in Gegenſtände des beweglichen Ber: 
mögens, die im Falle der Zwangsverwaltung von der Beſchlagnahme ergriffen werden würden, aye 
ift aufzuheben, wenn der Sicherungsausſchuß ($ 10 der Verordnung über die Einführung einer e 30 8 iss 
Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte vom 4. Dezember 1931 — G. Bl. S. 907 —) bes 
ſcheinigt, daß dem Schuldner durch die Zwangsvollſtreckung Mittel entzogen würden, die zur ord— 
nungsmäßigen Fortführung der Wirtſchaft bis zum 31. Dezember 1932 benötigt werden, und daß 
der Schuldner dafür die Gewähr bietet, daß er den Erlös aus der Veräußerung der Gegenſtände 
zur ordnungsmäßigen Fortführung der Wirtſchaft verwenden wird; bei der Prüfung hat der 
Sicherungsausſchuß den berechtigten Intereſſen des Gläubigers Rechnung zu tragen. 


II Wird bei einem landwirtſchaftlichen Pächter die Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände be 
trieben, die, wenn er Eigentümer wäre, im Falle der Zwangsverwaltung von der Beſchlagnahme 
ergriffen werden würden, jo findet die Vorſchrift des Abſatzes I entſprechende Anwendung. 

$ 14b ; \ 

Eine Zwangsvollſtreckung in Forderungen, die dem Inhaber eines landwirtſchaftlichen Be. 
triebes aus der Lieferung von Milch oder Milcherzeugniſſen zuſtehen, iſt aufzuheben, wenn de 
Sicherungsausſchuß ($ 10 der Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur 
Sicherung der Ernte vom 4. Dezember 1931 — G. Bl. S. 907 —) beſcheinigt, daß dem Schuld⸗ 
ner durch die Zwangsvollſtreckung Mittel entzogen würden, die zur ordnungsmäßigen Fortführung 
der Wirtſchaft, insbeſondere zu Lohnzahlungen, bis zum 31. Dezember 1932 benötigt werden, und \ 
daß der Schuldner die Gewähr bietet, daß er dieſe Mittel zu dem bezeichneten Swed verwenden 
wird; bei der Prüfung hat der Sicherungsausſchuß den berechtigten Intereſſen des Gläubigers Rechnung 
zu tragen. | ' 

§ 14c 
Der Schuldner kann durch ſchriftliche Erklärung gegenüber feinen Gläubigern auf die ihm 4 


§ 14d 
Die Vorſchriften der 89 14a und 14 b finden keine Anwendung, wenn die See 


5 J erwandten oder einem ne inde kraft Geſetzes zu gewähren hat, My 
2. aus Anſprüchen der zur Bewirtſchaftung des Betriebes oder eines mit dem Betriebe e ; 
denen Nebengewerbes angenommenen, in einem Dienſt- oder Arbeitsverhällnis ſtehenden per. 
ſonen auf Lohn, Koſtgeld oder andece Dienſtbezüge, 
3. aus Anſprüchen, die nach dem 1. Mai 1932 entſtanden find; als ſolche gelten nicht Ansprüche 
aus Wechſeln, wenn die zugrunde liegende Forderung vor dem 1. Mai 1932 pi iſt, 
. aus Anſprüchen der im $ 10 Buchſtabe a bis c bezeichneten Art. We AR as, 
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auf Grund der beſtehenden Vorſchriften bereits abgelehnt war. 
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S 14e . 
Die Geridts-, Redtsanwalts- und Gerichtsvollziehergebühren ſowie etwaige Sachverſtändigen⸗ 
gebühren ermäßigen ſich auf ein Viertel, ſofern die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der 
§§ 14a und 14b auf Antrag des Schuldners aufgehoben wird.“ 
11. $ 16 Abſatz I Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Die Entſcheidung über Anträge gemäß 88 5, 7, 9a und 9b ergeht gebührenfrei.“ 


Artikel I 
I Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
II Die Vorſchriften des Artikels I finden auf Zwangsverſteigerungen, die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens anhängig ſind, mit folgenden Maßgaben Anwendung: f 

1. War der Beſchluß, durch den die Fortſetzung eines einſtweiligen eingeſtellten Verfahrens angeordnet 
wurde, bereits vor dem Inkrafttreten dem Schuldner zugeſtellt oder wird er vor dem 15. Auguſt 
1932 zugeſtellt, fo ſteht dem Schuldner für den Antrag auf erneute Einſtellung ($ 7) eine Not⸗ 
friſt bis zum 31. Auguſt 1932 zur Verfügung. War bei Inkrafttreten der Zuſchlag bereits erteilt, 
die Beſchwerdefriſt für den Schuldner aber noch nicht abgelaufen, ſo kann die erneute Einſtellung 
der Zwangsverſteigerung im Wege der Beſchwerde gegen den Zuſchlag beantragt werden; das 
gleiche gilt, wenn der Zuſchlag vor dem 15. Auguſt 1932 erteilt wird und der Antragſteller die 
rechtzeitige Stellung des Antrags unterlaſſen hatte. Die Friſt für die Beſchwerde gemäß Satz 2 
endet nicht vor dem 31. Auguſt 1932. 

2. War der Beſchluß über die Anordnung einer Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer 
Gemeinſchaft dem Miteigentümer bereits vor dem Inkrafttreten des Artikels 1 der Verordnung 
zugeſtellt oder wird er vor dem 15. Auguſt 1932 zugeſtellt, ſo ſteht dem Miteigentümer für den 
Antrag auf Einſtellung gemäß § 9a eine Notfriſt bis zum 31. Auguſt 1932 zur Verfügung. 
Die Vorſchriften der Ziffer 1 Satz 2, 3 gelten entſprechend. 


Artikel III 
Der Senat wird ermächtigt, die Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs- 


vollſtreckung vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) unter fortlaufender Paragraphenfolge neu bekannt 


zu machen und zwar in der zur Zeit der Bekanntmachung geltenden Faſſung und unter dem Datum 
des Tages der Bekanntmachung. 


Der Senat kann hierbei gegenſtandslos gewordene Vorſchriften weglaſſen ſowie den Wortlaut der 
Verordnung ändern, wenn dadurch der Inhalt nicht berührt wird. 


Danzig, den 3. Auguſt 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm. Dumont. 
| 
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zur Durchführung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91). 


Vom 3. 8. 1932. 
Auf Grund des § 20 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll⸗ 


ſtreckung vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) wird folgendes verordnet: 


' § 1 4 

I Hat der Schuldner unterlaſſen, die einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung sents 
$ 5 der Verordnung vom 19. Januar 1932 innerhalb der in den 88 6, 17 Abf. III Satz 1 . 
beſtimmten Friſten zu beantragen, ſo iſt ihm auf Antrag, auch ohne daß die Vorausſetzungen 
§ 233 der Zivilprozeßordnung vorliegen, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 

II Der Antrag auf Wiedereinſetzung gemäß Abſatz I iſt nur bis zum 31. Auguſt 1932 ipa: 

III Der Gewährung der Wiedereinſetzung ſteht nicht entgegen, daß ein Antrag gemäß a 
Verordnung vom 19. Januar 1932 bereits als verſpätet zurückgewieſen oder die Wiederein 
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§ 2 Or 
I Sit in einem Falle der im § 1 bezeichneten Art ſpäter, jedoch vor dem 31. Auguſt 1932, ber 
Zuſchlag erteilt worden, ſo kann der Schuldner die einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung 
noch nachträglich im Wege der Beſchwerde gegen den Zuſchlag beantragen. War die Friſt für dieſe 
Beſchwerde beim Inkrafttreten dieſer Verordnung noch nicht abgelaufen, ſo endet ſie nicht vor dem 
31. Auguſt 1932. 


II Nach Rechtskraft des Zuſchlagsbeſchluſſes findet eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
nicht ſtatt. 


Danzig, den 3. Auguſt 1932. 
. Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm. Dumont. 
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